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Bonn, den 21. Februar 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über das Verfahren 
betreffend die Änderung und Aussetzung der Zollsätze für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse, die unter eine gemein- 
same Marktorganisation fallen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 28. Januar 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über das Verfahren betreffend die Änderung und Aussetzung 
der Zollsätze für landwirtschaftliche Erzeugnisse, die unter 
eine gemeinsame Marktorganisation fallen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 43 und 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

die Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs finden 
für sich allein oder zusammen mit Abschöpfungen 
Anwendung auf einen großen Teil der einer Markt- 
organisation unterliegenden landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse; 

aus den internationalen Verpflichtungen der Ge- 
meinschaft kann sich eine Pflicht der Gemeinschaft 
zur Änderung oder Aussetzung der Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs für diese Erzeugnisse er- 
geben; 

unter bestimmten Umständen kann sich die Not- 
wendigkeit ergeben, für die gleichen Erzeugnisse 
einseitige Maßnahmen dieser Art zu beschließen, 
die den in den Artikeln 39 und 110 des Vertrages 
bezeichneten Zielen entsprechen; 

in beiden Fällen muß ein Verfahren vorgesehen 
werden, das die Möglichkeit bietet, die erforder- 
lichen Maßnahmen in kürzester Zeit zu erlassen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 

Für die in Anhang II des Vertrages aufgeführten 
Erzeugnisse, die einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation unterliegen, kann der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission Änderun- 
gen oder Aussetzungen der Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs beschließen, um den internationa- 
len Verpflichtungen der Gemeinschaft zu entspre- 
chen. 

Für die gleichen Erzeugnisse kann der Rat nach dem 
gleichen Verfahren unter Beachtung der in Artikel 
39 und 110 des Vertrages bezeichneten Ziele andere 
Änderungen oder Aussetzungen der Zollsätze des 
Gemeinsamen Zolltarifs beschließen, um 

- Schwierigkeiten auf dem Markt zu vermeiden, 

- die Versorgung der Gemeinschaft zu erleichtern. 


Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


I. Die Zollregelung für landwirtschaftliche Erzeug- 
nisse wurde in der Vergangenheit auf verschiedene 
Rechtsgrundlagen gestützt. Außerdem ist das Pro- 
blem jeweils anders gelagert, je nachdem, ob es sich 
um autonome oder handelspolitisch motivierte Än- 
derungen oder Aussetzungen der Zölle des Gemein- 
samen Zolltarifs handelt. 

a) Bezüglich der autonomen Änderungen oder Aus- 
setzungen von Zollsätzen für Agrarerzeugnisse ein- 
schließlich derjenigen, die unter eine gemeinsame 
Marktorganisation fallen, hat die Kommission zu- 
nächst die Auffassung vertreten, daß sie ausschließ- 
lich aufgrund von Artikel 28 des Vertrages zu erlas- 
sen sind. 

Bei einer Prüfung der bisherigen Praxis hat sich ge- 
zeigt, daß dieser Grundsatz nicht in vollem Umfang 
eingehalten und in zahlreichen Fällen Artikel 43 
dem Artikel 28 vorgezogen wurde. Daher hat die 
Kommission die Frage der Abgrenzung des jewei- 
ligen Anwendungsbereichs dieser beiden Artikel 
erneut geprüft. Dabei hat sie insbesondere festge- 
stellt, daß 

— die Errichtung der gemeinsamen Marktorganisa- 
tionen mit der Außenhandelsregelung als integrie- 
rendem Bestandteil rechtlich - wie es tatsächlich 
geschah - auf Artikel 43 zu stützen ist; 

— die Zölle gleichfalls Bestandteil der Außenhan- 
delsregelung sind, wenn die Einführung der Ab- 
schöpfungsverfahren, soweit sie nicht das Verbot 
der Zollerhebung zur Folge hatte, unter vollstän- 
diger oder teilweiser Beibehaltung der Zölle er- 
folgte; 

— die Änderung der Zölle, soweit der Außenschutz 
aus einer kombinierten Zoll- und Abschöpfungsre- 
gelung resultiert, sich auf die Abschöpfung aus- 
wirken und ihre Änderung notwendig machen kann; 

— die Verordnungen zur Errichtung der gemein- 
samen Marktorganisationen für das Zolltarifschema 
ausschlaggebend sind und Änderungen des Tarif- 
schemas wegen der außerordentlich engen Verbin- 
dung zwischen dem Tarifschema und den Zollsätzen 
im allgemeinen ähnliche Wirkungen haben wie 
Änderungen der Zollsätze. 

Demgemäß ist die Kommission zur Auffassung ge- 
kommen, daß die Einbeziehung eines Erzeugnisses 
in die gemeinsame Marktorganisation für sich allein 
schon zum Ergebnis hat, daß der für dieses Erzeug- 
nis geltende Zoll aus dem Anwendungsbereich von 
Artikel 28 herausgenommen wird und in den An- 
wendungsbereich von Artikel 43 fällt. 

b) Bezüglich der handelspolitisch motivierten Ände- 
rungen oder Aussetzungen läßt sich aus der bis- 


herigen Praxis keine genaue Orientierung erkennen. 
Verschiedene Rechtsakte wurden auf Artikel 43, 
andere auf ArUke! Ul (oder 113) bzw. auf beide 
Artikel gleichzeitig, wiederum andere lediglich auf 
den Vertrag ohne Angabe eines besonderen Arti- 
kels gestützt. Die Schwierigkeit der Wahl hat ihre 
Ursache darin, daß hier eine Lage gegeben ist, in der 

— zwei gemeinsame Politiken aufeinandertreffen, 

— neben dem Artikel, der auf den ersten Blick für 
den Erlaß handelspolitischer Maßnahmen geeignet 
erscheint (heute Artikel 113), ein weiterer Artikel 
(Artikel 43) vorhanden ist, der in seiner Anwendung 
nicht auf „autonome" Maßnahmen beschränkt ist 
und daher nicht die Erfüllung internationaler Ver- 
pflichtungen ausschließt. 

Infolgedessen ist die Kommission zur Auffassung 
gekommen, daß alle diesbezüglichen Zolländerungen 
direkt oder indirekt gleichzeitig auf Artikel 43 und 
113 des Vertrages zu stützen sind. Es läßt, sich zwar 
nicht in Abrede stellen, daß bestimmte Grenzfälle 
als „rein handelspolitische" Fälle zu beurteilen sind, 
bei denen agrarpolitische Erwägungen praktisch 
keine Rolle spielen (beispielsweise diejenigen Fälle, 
in denen die Zollsätze für beschränkte Zeiträume, in 
denen die betreffende Ware nicht in der Gemein- 
schaft erzeugt wird, ausgesetzt werden und die be- 
treffende Ware außerdem keine Konkurrenz bedeu- 
tet für andere landwirtschaftliche Erzeugnisse, die 
Gegenstand einer gemeinsamen Marktorganisation 
sind und in diesen Zeiträumen in der Gemeinschaft 
erzeugt und vermarktet werden). Umgekehrt sind 
auch Fälle denkbar, in denen bestimmte Maßnahmen 
eher aus agrarpolitischen Erwägungen getroffen 
werden (beispielsweise im Hinblick auf das in Ar- 
tikel 39 Absatz 1 Buchstabe e des Vertrages fest- 
gelegte Ziel der Agrarpolitik, „für die Belieferung 
der Verbraucher zu angemessenen Preisen Sorge 
zu tragen") und bei denen handelspolitische Erwä- 
gungen in Wirklichkeit keine Rolle spielen. Es 
dürfte aber feststehen, daß in den allermeisten 
Fällen beide Politiken betroffen sind. Die Maßnah- 
men, denen handelspolitische Erwägungen zugrunde 
liegen bzw. im wesentlichen zugrunde liegen, wir- 
ken sich trotzdem auf die Agrarpolitik aus, so daß 
agrarpolitische Rücksichten ebenfalls für die Be- 
stimmung des konkreten Inhalts dieser Maßnahmen 
zum Zuge kommen. Umgekehrt haben auch vorwie- 
gend aus agrarpolitischen Gründen veranlaßte Maß- 
nahmen Auswirkungen auf die Handelspolitik. Sie 
können daher nicht unter Außerachtlassung der 
Ziele der Handelspolitik erlassen werden. Schließ- 
lich ist noch zu bemerken, daß in einer beträchtlichen 
Anzahl von Fällen die Frage, ob für die zu treffende 
Maßnahme (in erster Linie) Erwägungen der einen 
oder anderen der beiden Politiken maßgebend sind, 
zu endlosen Erörterungen führen kann. 
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II. Die gleichzeitige Verwendung der Artikel 43 
und 113 als Rechtsgrundlage hat zur Folge, daß auch 
die in beiden Artikeln vorgesehenen Verfahren 
kumulativ anzuwenden sind. Eine auf diese beiden 
Artikel gestützte Verordnung muß daher vom Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom- 
mission und nach Anhörung des Europäischen Par- 
laments erlassen werden. Die Anhörung des Parla- 
ments ist in Artikel 43, aber nicht in Artikel 113 vor- 
geschrieben. 

Es ist jedoch zulässig, in einem Rechtsakt, der nach 
einem im Vertrag vorgesehenen bestimmten Ver- 
fahren erlassen wird, zu bestimmen, daß nach Ge- 
genstand und Umfang genau definierte Durchfüh- 
rungsmaßnahmen nach einem vereinfachten Ver- 
fahren erlassen werden können. 

Im Einzelfall empfiehlt sich daher eine Bestimmung, 
daß bei den einer gemeinsamen Marktorganisation 
unterliegenden Agrarerzeugnissen die Entscheidun- 
gen über die Aussetzung oder die Änderung der 
Zollsätze, mit denen internationalen Verpflichtungen 
der Gemeinschaft entsprochen werden soll oder die 
eine weitgehend durch handelspolitische Erwägun- 
gen bestimmte einseitige Maßnahme darstellen, vom 
Rat lediglich mit qualifizierter Mehrheit auf Vor- 
schlag der Kommission erlassen werden. Ferner 
müßte der Rat zweckmäßigerweise ermächtigt wer- 
den, nach dem gleichen Verfahren derartige Ent- 
scheidungen zu erlassen: 

— entweder, um Schwierigkeiten auf dem Markt 
des betreffenden Erzeugnisses zu vermeiden, 

— oder um den Handelsaustausch mit Drittländern 
zu erleichtern 

unter der Voraussetzung, daß diese Maßnahmen in 
beiden Fällen mit den in Artikel 39 und 110 des 
Vertrages genannten Zielen im Einklang stehen. 

Diese Ermächtigung ist Gegenstand von Artikel 1 
des beigefügten Verordnungsvorschlags. 
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